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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Organisation du Parlement

Die Forderung nach Regeln für ein transparentes Lobbying blieben – nachdem in den
Vorjahren einige entsprechende Vorstösse abgelehnt worden waren – weiterhin Thema
im Bundeshaus. Mit der parlamentarischen Initiative Berberat (sp, NE) kam 2016
Bewegung in die Diskussion. Der Neuenburger Ständerat forderte eine Akkreditierung
und ein öffentliches, laufend anzupassendes Register dieser Zulassungen. Berberat
liess die Umsetzung seiner Forderung dabei bewusst offen und regte auch eine
Begrenzung der Zahl von akkreditierten Lobbyistinnen und Lobbyisten an. Lobbyismus –
so der Initiant in seiner Begründung – gehöre zum demokratischen System, müsse aber
unbedingt transparenter gemacht werden. Das jetzige System mit der Vergabe von zwei
Dauerzutrittsberechtigungen pro Parlamentarier sei ungenügend und mit der Idee der
Akkreditierung könnte darauf zumindest teilweise verzichtet werden – Berberat regte
an, nur noch eine solche Berechtigung pro Parlamentsmitglied zu gewähren. 
Die SPK-SR hatte zwar noch Ende 2015 mit 5 gegen 5 Stimmen und Stichentscheid der
Präsidentin Verena Diener Lenz (glp, ZH) empfohlen, der Initiative nicht Folge zu geben,
die kleine Kammer entschied sich in der Frühjahrssession 2016 allerdings anders. Die
Argumente der SPK-SR, es seien in den letzten Jahren mehrere Vorstösse in diese
Richtung abgelehnt worden und ein medial stark aufbereitetes Ereignis – nur
verklausuliert angesprochen war die in den Medien so benannte "Kasachstan-Affäre" –
dürfen nicht so rasch zu einem Meinungswandel führen. Abstrakte Regeln könnten die
Probleme nicht lösen. Es sei vielmehr auf die Eigenverantwortung der Ratsmitglieder zu
setzen. Zu befürchten sei zudem ein administrativer Mehraufwand und eine grosse Zahl
an Interessenvertreterinnen und -vertretern, die ja – wenn sie die Regeln erfüllen – alle
zugelassen werden müssten. Eine Mehrheit von 20 Ständerätinnen und Ständeräten
(gegen 17 Stimmen bei einer Enthaltung) schien allerdings der Argumentation der
Kommissionsminderheit zu folgen, dass es eben gerade aufgrund der Affäre an der Zeit
sei, neues Vertrauen in die Institutionen zu schaffen. Dies sei mit mehr Transparenz
möglich. Zudem funktioniere das Akkreditierungssystem bei Journalistinnen und
Journalisten gut. Weil man insbesondere im Milizsystem auf Unterstützung von
Fachpersonen angewiesen sei, müsse auch eine transparente Lösung für Lobbyistinnen
und Lobbyisten gefunden werden. 1

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 14.03.2016
MARC BÜHLMANN

In ihrer Medienmitteilung Mitte April gab die SPK-NR bekannt, dass sie der
parlamentarischen Initiative Berberat für transparentes Lobbying ebenfalls Folge geben
will – dies, nachdem sich der Ständerat ein paar Wochen zuvor mit relativ knapper
Mehrheit von 20 zu 17 Stimmen ebenfalls für das Anliegen ausgesprochen hatte. Die
Kommission gab zu Protokoll, dass sie Handlungsbedarf sehe. Eine Akkreditierung, wie
sie von der Initiative Berberat verlangt wird, schaffe einheitliche Kriterien, so dass der
Zugang von Lobbyisten nicht mehr vom Wohlwollen der Parlamentsmitglieder abhänge.
Mit 14 zu 9 Stimmen sprach sich die SPK-NR für Folge geben aus. 2

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 15.04.2016
MARC BÜHLMANN

Nachdem der Ständerat und auch die SPK-NR der Initiative Berberat für ein
transparentes Lobbying Folge gegeben hatten, lag der Ball erneut bei der SPK-SR, die
innert zwei Jahren eine entsprechende Vorlage ausarbeiten müsste. Allerdings hat eine
Kommission auch die Möglichkeit, auf den Entwurf einer Regelung zu verzichten und
die Initiative zur Abschreibung zu beantragen. Letzteres beschloss die staatspolitische
Kommission des Ständerats, allerdings wie schon bei der ersten Empfehlung Ende 2015
nur sehr knapp mit dem Stichentscheid ihres Präsidenten Peter Föhn (svp, SZ). Zwar
hatte die Kommission eine Vorlage ausgearbeitet, diese wurde aber von der knappen
Mehrheit als zu komplex betrachtet. Zudem wurde befürchtet, dass mit dem Vorschlag
die Verantwortung für den Zutritt zum Parlament nicht mehr bei den Ratsmitgliedern
liege und Lobbying deshalb eher noch intransparenter würde. Besagter Vorschlag sieht
ein öffentliches Register vor, in das sich eintragen muss, wer Zugang zum
Parlamentsgebäude erhalten will. Der an diesen Eintrag geknüpfte Zutrittsausweis soll
gebührenpflichtig sein und zeitlich befristet werden. Die Unterschiede zum jetzigen
System, bei dem Parlamentarierinnen und Parlamentarier je zwei Zutritte vergeben
können, liegen nicht nur in der zeitlichen Befristung, sondern auch in der geregelten

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 16.03.2017
MARC BÜHLMANN
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„parlamentarischen Anerkennung“ einer Lobbyistin oder eines Lobbyisten – so der
Bericht der SPK-SR. Die häufig vorkommende Vergabe des Zutritts durch die
Ratsmitglieder an Verwandte sei so nicht mehr möglich. 
In der recht angeregten Ratsdebatte in der Frühjahrssession 2017 machte Peter Föhn
auf das Problem aufmerksam, dass nicht ganz klar sei, wer denn letztlich über den
Zutritt entscheide und wo die notwendige Obergrenze festgelegt würde. Zu befürchten
sei, dass hier die grossen Lobbyorganisationen einen Vorteil hätten, weil sie schneller
reagieren könnten als kleine Organisationen, um sich einen Platz zu reservieren. Auf der
anderen Seite wurde argumentiert, dass das Problem der mangelnden Transparenz über
den Zutritt zum Bundeshaus mit der Abschreibung der Initiative nicht aus der Welt
geschafft werde. Das schlagende Argument war wohl, dass man mit dem jetzt
vorliegenden Vorschlag ja gar nicht einverstanden sein müsse. Man habe aber der
Kommission einen Auftrag erteilt, einen Entwurf auszuarbeiten. Ob dieser gut oder
schlecht sei, könne man erst entscheiden, wenn denn tatsächlich einer vorliege. Mit 29
zu 13 Stimmen (ohne Enthaltung) wurde der Antrag der Kommission zur Abschreibung
der parlamentarischen Initiative entsprechend abgelehnt. Damit muss die SPK-SR
definitiv einen Vorschlag ausarbeiten. 3

Nachdem die SPK-SR bereits 2015 und 2017 Widerspruch gegen die Vorlage erhoben
hatte, legte sie Mitte Oktober 2018 doch noch einen Entwurf zur Umsetzung der
parlamentarischen Initiative Berberat (sp, NE) für ein transparentes Lobbying vor.
Andrea Caroni (fdp, AR), der als Sprecher für die Kommission amtete, wies darauf hin,
dass die ursprüngliche Idee, den sogenannten «Badge-Basar» abzuschaffen und mehr
Transparenz über den Zutritt zum Bundeshaus zu schaffen, nicht umfassend umgesetzt
worden sei. Allerdings würden drei wichtige Änderungen vorgeschlagen: Lobbyistinnen
und Lobbyisten müssen neu angeben, was für einen Auftrag sie verfolgen und wer ihr
Auftraggeber ist; Tagesgäste müssen in Begleitung des sie einladenden Ratsmitglieds
sein und Altparlamentarierinnen und Altparlamentarier dürfen ihren Badge behalten,
müssen sich aber – falls sie zu Lobbyzwecken im Bundeshaus sind – ebenfalls den
Offenlegungspflichten unterwerfen. Diese drei Punkte seien in der Kommission und
auch in der Vernehmlassung wenig umstritten gewesen, erklärte Caroni. Zu mehr
Diskussion Anlass gegeben habe die Grundsatzfrage, ob das bestehende System, bei
dem jedes Parlamentsmitglied zwei Badges vergeben kann, beibehalten (Vorschlag der
Kommissionsmehrheit), leicht reformiert – zusätzlich zu den persönlichen Badges
sollen Parlamentsbadges für Agenturlobbyisten vergeben werden (Vorschlag der
Minderheit Comte) – oder ganz abgeschafft werden soll (Vorschlag der Minderheit
Bruderer Wyss). 
Eintreten wurde ohne Gegenvorschlag beschlossen und die Debatte drehte sich in der
Folge primär um die Art des Systemwechsels. Als Vorteil des bisherigen Systems wurde
die einfache und unbürokratische Handhabe genannt, Nachteil sei aber die starke
institutionelle Verbandelung zwischen Lobbyorganisationen und Parlament, was
Korruptionsvorwürfen Vorschub leisten könne. Raphaël Comte (fdp, NE) legte in der
Verteidigung seines Antrags dar, dass die institutionalisierte Vergabe von Badges an
eingeschriebene Agenturlobbyisten zu mehr Transparenz führe, weil der Zugang erstens
von der Verwaltungsdelegation gewährt werden müsse und zweitens nur an die wenigen
professionellen Lobbyisten vergeben würde, bei denen mit dem herkömmlichen System
eben nicht klar sei, wann sie genau für welchen Auftraggeber oder welche
Auftraggeberin tätig seien. Pascale Bruderer Wyss (sp, AG) machte sich für ihren Antrag
stark, indem sie argumentierte, dass die bisherige enge Verbandelung zwischen
Parlamentsmitgliedern und Lobbyierenden nie wirklich zu Transparenz führen könne.
Wer im Bundeshaus Interessen vertreten wolle – dies sei legitim und wichtig – solle
Zugang erhalten; dies dürfe aber eben nicht vom Goodwill eines Parlamentsmitglieds
abhängen, sondern müsse transparent, offen und für alle gleich geregelt werden.
Nachdem sich Peter Föhn (svp, SZ) und Philipp Müller (fdp, AG) für die Mehrheit
eingesetzt hatten mit dem Hinweis, dass die beiden Minderheitsanträge viel zu viel
Aufwand für letztlich zu wenig Ertrag brächten, fielen in den Variantenabstimmungen
beide Minderheitsanträge durch, einmal mit 22 zu 15 Stimmen (Minderheit I) und einmal
mit 23 zu 14 Stimmen (Minderheit II). Die Gesamtabstimmung passierte der Entwurf, der
anschliessend an den Nationalrat ging, mit 24 zu 14 Stimmen. 4

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 11.12.2018
MARC BÜHLMANN
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In der Sommersession beugte sich der Nationalrat über den von der SPK-SR
ausgearbeiteten Entwurf für die Umsetzung der parlamentarischen Initiative Berberat
(sp, NE), die ein transparentes Lobbying verlangte. Die SPK-NR hatte sich in ihrer
vorberatenden Sitzung bereits Ende Mai gegen die Vorlage ausgesprochen. Dass
Interessenvertreterinnen und -vertreter, die von Parlamentsmitgliedern Zutritt
erhalten, ihre Aufträge offenlegen müssten, diene nicht der Transparenz – in ihrer
Medienmitteilung stellte die SPK-NR die Frage, was denn die Bürgerinnen und Bürger
mit dieser Information anfangen sollten –, sondern verursache nur sehr viel Bürokratie.
Man könne den einzelnen Parlamentarierinnen und Parlamentariern zumuten, dass sie
sich selber über Auftraggeberinnen und Auftraggeber der Personen informierten, die
von ihnen einen Badge erhalten. Das vorgesehene Akkreditierungssystem würde
hingegen zur Institutionalisierung des Lobbyismus führen und nur den grossen
Agenturen dienen. Auch hier entstünde dem Parlament lediglich bürokratischer
Mehraufwand. Die Kommission beantragte deshalb Nichteintreten. 
In der Ratsdebatte wies der Kommissionssprecher Marco Romano (cvp, TI) zusätzlich zu
den Argumenten der Kommissionsmehrheit darauf hin, dass die wichtigen Kontakte
ausserhalb des Bundeshauses stattfänden, Transparenz also sowieso illusorisch sei. Die
Minderheit, vertreten durch Matthias Jauslin (fdp, AG), betonte hingegen, dass selbst
die Lobbyorganisationen, also etwa die Schweizerische Public Affairs Gesellschaft
(Spag), Regelungen wünschten. Die in der Initiative Berberat angeregten Ideen seien
eigentlich viel weiter gegangen, als die vorliegende «Schwachstromlösung». Diese sei
aber immerhin ein kleiner Kompromiss, den man jetzt nicht auch noch abweisen dürfe.
Man solle wenigstens eintreten und der SPK-NR damit die Möglichkeit geben, sich noch
einmal um die Sache zu kümmern. Wegschauen sei keine Lösung. 
Nachdem Vertreterinnen und Vertreter der SP, der Grünen und der GLP sich für
Eintreten ausgesprochen hatten und nach einer mit Rückfragen gespickten Debatte, in
der es auch um die Frage ging, ob man in der Kommission genügend über die Details
der Vorlage nachgedacht und nicht einfach nur über Eintreten diskutiert habe – eine
Frage die von Angehörigen der Kommissionsmehrheit anders beantwortet wurde als von
den Mitgliedern der Minderheit –, votierte die Ratsmehrheit der grossen Kammer
schliesslich gegen Eintreten. Wie aufgrund der Debatte nicht anders zu erwarten war,
stammten die 72 Stimmen für Eintreten aus den geschlossenen stimmenden Fraktionen
von SP, GP und GLP; allerdings votierten auch nicht weniger als 19 bürgerliche
Abweichlerinnen und Abweichler für Eintreten. Der Mehrheit von 103 Stimmen
vermochten sie allerdings nichts entgegenzuhalten. In der Presse stiess der
nationalrätliche Entscheid auf Kritik. Vier Jahre nach der «Kasachstan-Affäre» sei nun
auch der letzte der damals zahlreich eingereichten Vorstösse versenkt worden, ohne
dass Verbesserungen vorgenommen worden seien. 5

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 18.06.2019
MARC BÜHLMANN

Obwohl der Nationalrat nicht auf die Vorlage der SPK-SR, die Regelungen für ein
transparentes Lobbying vorsah, eingetreten war, beschloss die ständerätliche
Kommission, an der Vorlage festzuhalten. Mehr Transparenz sei ein Bedürfnis der
Öffentlichkeit, befand eine Mehrheit von 6 zu 4 Stimmen. Die Minderheit war hingegen
der Ansicht, dass die Vorlage im Nationalrat, wo mit 103 zu 72 Stimmen für
Nichteintreten entschieden worden war, nicht mehrheitsfähig sei und deshalb nicht
weiterverfolgt werden solle. 
Damit kam die Vorlage erneut in die kleine Kammer, wo schliesslich mit 29 zu 9
Stimmen recht deutlich am ursprünglichen Entscheid festgehalten wurde. Damit
signalisierte der Ständerat, dass er in der Frage des Zugangs von Lobbyierenden zum
Bundeshaus Handlungsbedarf sehe. Auch wenn sich der Vertreter der
Kommissionsminderheit, Peter Föhn (svp, SZ), «zutiefst überzeugt» zeigte, dass man im
Nationalrat keine Mehrheit finden werde, könnte es ja durchaus sein, dass sich die
Mehrheiten in der grossen Kammer nach den anstehenden eidgenössischen Wahlen
2019 verändern. 6

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 09.09.2019
MARC BÜHLMANN

Erneut musste sich der Nationalrat mit der parlamentarischen Initiative Berberat (sp,
NE) befassen, weil sich der Ständerat noch einmal für Folge geben entschieden hatte,
obwohl die grosse Kammer in der Sommersession entschieden hatte, nicht auf die
Vorlage einzutreten. In der Zwischenzeit hatte sich die SPK-NR mit 12 zu 11 Stimmen ein
weiteres Mal gegen die Vorlage für ein transparentes Lobbying ausgesprochen. 
Allerdings mochte der Nationalrat – nota bene nach den eidgenössischen Wahlen in
neuer Besetzung – diese Empfehlung überraschend deutlich nicht befolgen. Mit 107 zu
66 Stimmen bei 4 Enthaltungen folgte der geschlossene rot-grün-grünliberale Block,
unterstützt von jeweils fast der Hälfte der FDP- und der Mitte-Fraktion sowie 8

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 02.12.2019
MARC BÜHLMANN
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Mitgliedern der SVP-Fraktion der Kommissionsminderheit. Nur ein halbes Jahr seit der
ursprünglichen Ablehnung (damals mit 103 zu 72 Stimmen) hatte sich der Wind in der
grossen Kammer also stark gedreht. 
In der Debatte wurde betont, dass es sich beim vorliegenden Vorschlag um eine
Minimallösung handle, es sei ein «kleiner Schritt in die richtige Richtung», wie sich
Minderheitensprecher Matthias Jauslin (fdp, AG) ausdrückte. Es gehe jetzt und hier für
das neue Parlament darum, zu zeigen, ob mehr Transparenz als Wahlversprechen
ehrlich gemeint gewesen sei, so der Aargauer Freisinnige weiter. Für die SP bestehe
Handlungsbedarf, fasste Nadine Masshardt (sp, BE) die Position ihrer Fraktion
zusammen. Lobbying gehöre zum System, brauche aber Transparenz, klare Regeln und
chancengleichen Zugang. Solche Regeln könnten aber nur geschaffen werden, wenn
man mal wenigstens auf die Vorlage eintrete, um sie dann noch zu verbessern. Balthasar
Glättli (gp, ZH) richtete sich an «jene, die zum ersten Mal in diesem Rund sitzen»: Wenn
man nicht wolle, dass das Geschäft weg vom Tisch sei, müsse man für Eintreten
votieren. Auf der Gegenseite argumentierte Ruth Humbel (cvp, AG) für die Mitte-
Fraktion, dass die Vorlage keinen Mehrwert bringe, sondern nur mehr Bürokratie und
«das beruhigende Gefühl, etwas getan zu haben». Lobbying werde zudem überbewertet
und es sei staatspolitisch zweifelhaft, dass Lobbyistinnen und Lobbyisten per
Parlamentsgesetz zum Teil des Parlamentsbetriebs gemacht würden. Tiana Angelina
Moser (glp, ZH) entgegnete, dass man zuerst einmal eintreten müsse und dann
debattieren könne, ob man hier ein Bürokratiemonster schaffe. Die GLP wolle einen
Schritt weiterkommen und beantrage deshalb Eintreten. Für die SVP, die den Antrag der
Mehrheit auf Nicht-Eintreten unterstützte, ergriff kein Mitglied das Wort. 7

Nachdem die grosse Kammer beim zweiten Anlauf also doch noch auf die Vorlage der
SPK-SR zur Regelung für transparentes Lobbying eingetreten war, musste sich nun die
SPK-NR mit den Details der Vorlage befassen. Sie legte dabei in einer «Kaskade von
Abstimmungen», wie der Medienmitteilung zu entnehmen war, einige
Änderungsanträge vor, wie vor der Session lediglich der sogenannten Fahne
(synoptische Darstellung mit den verschiedenen Änderungen und
Änderungsvorschlägen eines Erlassentwurfs) zu entnehmen war. Eine links-grüne
Kommissionsminderheit zielte neuerlich mit bisher gescheiterten Forderungen auf eine
Verschärfung der Offenlegungspflichten der Parlamentsmitglieder ab. Gleichzeitig
versuchte eine rechte Kommissionsminderheit mittels Streichvorschlägen der Reform
die Zähne zu ziehen. Zum eigentlichen «Pièce de résistance» dürfte aber der Vorschlag
der Kommissionsmehrheit werden, der ursprünglichen Idee der parlamentarischen
Initiative Berberat (sp, NE), die der Vorlage zugrunde liegt, gerecht zu werden und den
in der Debatte so benannten «Badge-Basar» zu beenden. Anders als der Ständerat
schlug die SPK-NR nämlich vor, dass die beiden von jedem Parlamentsmitglied zu
vergebenden Dauerausweise (Badges) nur noch an eine persönliche Mitarbeiterin bzw.
einen persönlichen Mitarbeiter oder an ein Familienmitglied vergeben werden dürfen –
nicht aber an Interessenvertreterinnen oder Interessenvertreter. Letztere sollen als
Besucher und Besucherinnen deklariert werden und lediglich noch einen Tagesausweis
erhalten und ihre Auftraggebenden öffentlich deklarieren müssen. Auch ehemalige
Ratsmitglieder sollen laut dem Vorschlag der nationalrätlichen Kommissionsmehrheit
und im Gegensatz zur ständerätlichen Fassung keinen Dauerzutritt mehr erhalten,
sondern ebenfalls lediglich als Besucherinnen und Besucher den Zutritt für jeweils
einen Tag erhalten. Auch sie müssten offenlegen, wenn sie für eine
Interessenorganisation tätig sind. 8

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 03.07.2020
MARC BÜHLMANN

Der Nationalrat beugte sich in seiner Sondersession im Oktober 2020 über die
Vorschläge seiner SPK-NR zu einer Regelung für transparentes Lobbying. Nachdem
Eintreten während der Wintersession 2019 beschlossen worden war, galt es nun die
Details zu beraten, was in zwei Blöcken getan werden sollte: Block 1 umfasste den
Zugang zum Parlamentsgebäude, während Block 2 die Offenlegungspflichten der
Ratsmitglieder betraf. Nachdem die Fraktionen ihre Positionen dargelegt hatten,
berichteten Greta Gysin (gp, TI) und Andri Silberschmidt (fdp, ZH) für die Kommission.
Die Vorlage, die auf den Vorschlägen einer 2015 eingereichten parlamentarischen
Initiative Berberat (sp, NE) beruhen, sehe ein öffentliches Register von Lobbyisten, eine
Offenlegung derer Mandate sowie Sanktionen bei Verstössen vor. Lobbyisten sollen nur
noch Tageszutritte zum Bundeshaus erhalten. Dauerausweise (so genannte Badges) – so
der Vorschlag für ein vereinfachtes Akkreditierungssystem – sollen nur noch an
Familienmitglieder und persönliche Mitarbeitende vergeben werden dürfen, die, falls
sie Interessenvertretung betreiben, ebenfalls in das öffentliche Register eingetragen

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 30.10.2020
MARC BÜHLMANN
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werden müssen. Schliesslich beantragte die SPK-NR, dass nur noch Zutritt zur
Wandelhalle haben soll, wer einen Dauerausweis oder eine Medienakkreditierung
besitzt.
Verschiedene sprachliche Präzisierungen, die von Minderheitenanträgen verlangt
wurden, erhielten in den ersten Detailabstimmungsrunden eine Mehrheit. So sollen zum
Beispiel Bundesangestellte, die ebenfalls einen Dauerausweis haben, von der Regelung
für eine Offenlegungspflicht ausgenommen werden. Keine Chance und lediglich
Zuspruch von der SVP- und von Teilen der FDP-Fraktion hatte ein Minderheitsantrag
Buffat (svp, VD), der verhindern wollte, dass die Ausstellung des Dauerausweises mit
einem Verbot für die Annahme von Geld- und Sachzuwendungen verknüpft wird. Die
gleiche Minderheit wollte – ebenso erfolglos – die Verhaltensregeln streichen, die für
Tagesbesucherinnen und -besucher festgehalten werden sollen.
Die Vorschläge in Block 2, die den Ratsmitgliedern selber Vorschriften für mehr
Transparenz hätten machen wollen, hatte die Mehrheit der SPK-NR gänzlich abgelehnt.
Die bestehenden Regelungen würden genügen und die Forderungen hätten mit der Idee
der parlamentarischen Initiative Berberat nichts zu tun, führten Greta Gysin und Andri
Silberschmidt erneut für die Kommission als Begründungen an. Diese bestehenden
Regelungen – Offenlegungspflicht der beruflichen Tätigkeiten, der Tätigkeiten in
Führungs- und Aufsichtsgremien, der Beratungs-, Leitungs- und Expertentätigkeiten
und der Mitwirkung in Kommissionen, unterschieden nach ehrenamtlichen und
bezahlten Mandaten – sollten auf Antrag linker Minderheiten ergänzt werden. Aber
weder der Vorschlag der obligatorischen Offenlegung von Entgelten über CHF 12'000
pro Jahr noch die Offenlegung von Spenden über CHF 5'000 oder die Forderung einer
Deckelung von Entgelten fanden im Rat genügend Unterstützung. Angenommen wurde
einzig ein Kommissionsantrag, der Einladungen von Interessenorganisation zu
Informationsreisen erlauben wollte, sofern die Reisekosten von den eingeladenen
Ratsmitgliedern selber bezahlt werden. 
Bei der Gesamtabstimmung ereilte die Vorlage dann das Schicksal, das ihr einzelne
bürgerliche Fraktionssprecherinnen und Fraktionssprecher bereits zu Beginn der
Beratung angedroht hatten: Mit 96 zu 82 Stimmen wurde sie abgelehnt. Die
ablehnenden Stimmen stammten dabei von der Mitte-Fraktion (21) – Marco Romano
(cvp, TI) hatte von einer unbefriedigenden Vorlage gesprochen –, von der FDP-Fraktion
(22) – Matthias Jauslin (fdp, AG) hatte der Kommission vorgeworfen, keinen Schritt
weitergekommen zu sein und ihre Arbeit nicht gemacht zu haben – und von der SVP-
Fraktion (49), bei der Barbara Steinemann (svp, ZH) ausgeführt hatte, dass Lobbying
überbewertet werde. Immerhin gesellten sich auch insgesamt vier Fraktionsmitglieder
der SP und der GLP zur ablehnenden Mehrheit. Einzig die Grüne Fraktion stimmte
geschlossen für die Vorlage – Irène Kälin (gp, AG) hatte gefordert, das man diese
wesentlichen Informationen für alle Menschen verfügbar machen und deshalb «die
Hosen runter» lassen müsse. Die Ablehnung der Vorlage bewirkte nun freilich, dass die
Parlamentsmitglieder auch in Zukunft bedeckt bleiben dürfen. Die Vorlage war mit dem
Nein nämlich definitiv vom Tisch. Erstaunlicherweise führte dies in den Medien –
anders als noch im Sommer 2019, als der Nationalrat in einer ersten Runde nicht auf die
Vorlage eintreten wollte – kaum zu Kritik. 9
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